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Bundestag gibt starke Antwort auf 
die Neonazi-Morde
Zur Aufklärung von Pannen im Zusammenhang mit der sogenann-
ten Zwickauer Neonazi-Zelle hat Bundesinnenminister Dr. Hans-
Peter Friedrich eine Expertenkommission einberufen. Sie soll alle 
relevanten Akten von Polizei und Verfassungsschutz aus Bund und 
Ländern prüfen. Zuvor hat der Deutsche Bundestag auf Initiative der 
christlich-liberalen Koalition einstimmig ein wichtiges Zeichen gegen 
rechtsextremistische Gewalt in Deutschland gesetzt.

Die Debatte über den Rechts-
extremismus in Deutschland ist 
nach Auffassung der christlich-
liberalen Koalition zu ernst, um 
sie für parteitaktische Spielchen 
zu missbrauchen. Und zumindest 
zu Beginn dieser Woche konnte 
die Koalition auch die anderen 
Fraktionen im Bundestag hiervon 
überzeugen. Auf Initiative von CDU/
CSU und FDP hatte der Bundestag 
mit einem einstimmig beschlos-
senen Antrag ein starkes Zeichen 
gegen rechtsextremistische Gewalt 
in Deutschland gesetzt. 

Die von Bundesinnenminister 
Dr. Hans-Peter Friedrich schon 
zuvor in den Blick genommene 
umfassende Fehleranalyse bei den 
Sicherheitsbehörden sieht auch der 
Bundestag in seinem 
Beschluss als unver-
zichtbar an. Wieso 
konnten rechtsextre-
mistische Täter in 
den Jahren 2000 bis 2007 bei 
uns auf skrupellose Weise neun 
zugewanderte Mitbürger und eine 
junge Polizistin ermorden und 
weitere schwere Straftaten bege-
hen? Eine mögliche Konsequenz 
aus der Aufarbeitung könnte die 
Einrichtung eines gemeinsamen 
Abwehrzentrums Rechtsextremis-
mus sein, in dem Bund und Länder 
zusammenarbeiten.

Nach Überzeugung der Union 
müssen aber auch Konsequenzen 
aus möglichen Ermittlungshinder-
nissen der bis zu elf Jahre zurück-
liegenden Taten gezogen werden. 

Auch dies hat Bundesinnenminister 
Friedrich in einem 10-Punkte-Plan 
zur Bekämpfung rechtsextremi-
stischer Gewalt bereits in den Blick 
genommen. Heute müssen Daten 
zu Rechtsextremisten bereits nach 
fünf Jahren auf Löschung überprüft 
werden. Und über (vermeintlich) 
gewaltfreie Extremisten dürfen bis-
lang nur wenige Daten gespeichert 
werden. Doch egal ob Rechts- oder 
Linksextremisten: In allen Bereichen 
entwickeln sich extremistische Per-
sonen oft fließend in die Gewaltbe-
reitschaft hinein und radikalisieren 
sich. Die christlich-liberale Koalition 
wird auf der Grundlage der Ermitt-
lungsergebnisse die erforderlichen 
gesetzgeberischen Maßnahmen 
ergreifen, um den extremistischen 
Gewalttätern effektiv mit aller Härte 

entgegenzutreten. 

Der Bundesinnen-
minister will auch 
prüfen, ob ein NPD-

Verbotsverfahren möglich ist, ohne 
alle V-Leute aus der Partei ab-
zuziehen. Die Prüfung eines Ver-
botsverfahrens hat der Bundestag  
einstimmig unterstützt. Mit einem 
Verbot, wenn es denn erreichbar ist, 
würde zumindest verhindert, dass 
die rechtsextremistische Partei über 
die Parteienfinanzierung auch noch 
Geld vom Staat erhält. Dass der 
Bundesinnenminister nicht zögert, 
entschlossen gegen rechtsextremi-
stische Vereinigungen vorzugehen, 
hat er vor zwei Monaten mit dem 
Verbot des bis dahin größten bun-
desweiten Neonazi-Vereins unter 
Beweis gestellt.

Darf kein Gezänk 
der Parteien geben

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde!

Die EU-Kommission hat in 
Brüssel jetzt konkrete Vor-
schläge zur Einführung ge-
meinsamer europäischer 
Schuldscheine vorgelegt, die 
so genannten Euro-Bonds. 
Die Vorschläge haben alle 
eines gemeinsam: Sie führen in die Schul-
den-Union, denn Euro-Bonds sind Gift-
papiere für die Sparanstrengungen in vielen 
Mitgliedsländern. 

Wer die Schulden vergemeinschaftet, leistet 
diesen Mitgliedstaaten einen Bärendienst. 
Wie sollen harte Sparanstrengungen ge-
genüber der Bevölkerung vertreten werden, 
wenn sich der Haushalt über Euro-Bonds 
auch ohne Sparbemühungen auf Kosten 
anderer Euro-Staaten finanzieren lässt? 
Und nicht zu vergessen: Bis vor kurzem 
gab es faktisch Euro-Bonds, weil es in 
der Euro-Zone kaum Risikoaufschläge für 
Staatsanleihen gab. Geholfen, die Schulden 
einzudämmen, hat dies nicht. 

Deutschland leistet gerne seinen Beitrag zur 
Finanzierung der EU, es ist ein erheblicher, 
aber sehr gut investierter Beitrag. Doch wir 
müssen und dürfen verlangen, dass überall 
Sparanstrengungen unternommen werden. 
Das gilt für unsere europäischen Partner 
genauso wie für die EU-Kommission. Im 
mehrjährigen Finanzrahmen der EU müssen 
deshalb die Ausgaben auf 1% des Bruttona-
tionaleinkommens aller EU-Mitgliedstaaten 
begrenzt werden. Selbst leichteste Erhö-
hungen dieses Wertes würden den deutschen 
Finanzierungsbeitrag um Milliardenbeträge 
ansteigen lassen. Das wäre nicht akzeptabel. 
Es kann nur darum gehen, das zur Verfügung 
stehende Budget besser zu nutzen. 

Wir wollen ein starkes Europa. Aber wir 
wollen ein Europa, in dem jeder um seine 
Verantwortung weiß. 

Dr. Reinhard Brandl MdB 

Mit freundlichen Grüßen
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Deutscher Lernatlas 2011

Je länger die Union regiert, desto 
besser die Bildung
Der „Deutsche Lernatlas 2011“ der Bertelsmann-Stiftung hat der Bil-
dungspolitik der Union gute Noten ausgestellt. Die unionsgeführten 
Länder Bayern und Sachsen schnitten im Lernatlas am besten ab. Die 
schwächsten regionen in Bayern sind demnach noch besser als die be-
sten in Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern. 

Die Haushalte 2012 der CSU-Bundesminister

InneresLandwirtschaft Verkehr und Bau

Das Ziel des Ausbaus 
einer ebenso wett-
bewerbsfähigen wie 
unternehmerisch und 
mittelständisch aus-
gerichteten Land- und 

Ernährungswirtschaft ist im Haushalt 
der Bundesministerin für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, Ilse Aigner, deutlich zu er-
kennen. Der Haushalt hilft dabei, die 
Betriebe in die Lage zu versetzen, mit 
ihren hervorragenden Produkten die 
Lebensmittelversorgung in Deutsch-
land zu sichern und die Exportchan-
cen zu nutzen. Der Blick auf die 
sozialen Ausgaben unterstreicht die 
Bedeutung der sozialen Belange in 
der Landwirtschaftspolitik für die 
Ministerin, sie machen 70 Prozent der 
gesamten Ausgaben des Ressorts 
aus. Der Haushalt fördert eine positive 
Entwicklung im ländlichen Raum.

Die Innere Sicherheit 
ist auch im Haushalt 
von Bundesinnenmi-
nister Dr. Hans-Peter 
Friedrich sehr gut auf-
gehoben. Mit 3,7 Mil-

liarden Euro entfallen etwa zwei 
Drittel des Gesamtetats in seinem 
Ministerium auf den Bereich der In-
neren Sicherheit. Dabei gibt es immer 
wieder neue Herausforderungen. 
Die christlich-liberale Koalition hat 
beispielsweise mit neuen Finanz-
mitteln auf die Bedrohungsgefahr 
durch terroristische Gefährdungen 
im Luftfrachtbereich reagiert. Hierfür 
wurden zusätzlich 16,4 Millionen Euro 
für den Erwerb von Geräten zur Luft-
frachtkontrolle zur Verfügung gestellt. 
Darüber hinaus wurde der Bereich 
der Inneren Sicherheit in den Haus-
haltsberatungen noch einmal um 
weitere 23 Millionen Euro verstärkt.

Der Etat des Bundesmi-
nisters für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung, 
Dr. Peter Ramsauer, 
wurde in den Haus-
haltsberatungen noch 

einmal in wichtigen Bereichen ge-
stärkt. Die Koalition hat die Mittel für 
Inves titionen in die Infrastruktur um 
1 Milliarde Euro erhöht, der Großteil 
davon fließt in die Bundesfern straßen. 
Damit kann der Erhalt, Aus- und Neu-
bau dem Bedarf entsprechend er-
folgen. Auch für die Kommunen gibt 
es gute Nachrichten. Der Bundes-
minister stellt auch im Jahr 2012 
–  wie im laufenden Jahr – ein Förder-
volumen in Höhe von 455 Millionen 
Euro für die Städtebauförderung zur 
Verfügung. Gerade vor dem Hinter-
grund der Haushaltskonsolidierung 
ist das ein positives Signal an Städte 
und Gemeinden. 

Je länger CDU und CSU regieren, 
desto besser sind die Lernbedin-
gungen vor Ort. Dieses Ergebnis der 
Bertelsmann-Stiftung ist eine Aus-
zeichnung für die großen Anstren-
gungen, welche die Union im Bereich 
der Bildung auf allen Ebenen unter-
nimmt. Im Deutschen Lernatlas 2011 
liegt vor allem Bayern in allen Kate-
gorien vorne. Selbst die schwächsten 
bayerischen Landkreise liegen immer 
noch über dem Bundesdurchschnitt. 
Ähnliches gilt für Sachsen im Osten, 
das einzige neue Bundesland, das 
seit der Wende durchgehend von der 
Union regiert wird.

Die Studie hat untersucht, wie 
gut es sich in den rund 400 Kreisen 
und kreisfreien Städten der Republik 
lernen lässt. Dabei wurde nicht nur 

das Lernen in Schulen, Hochschulen 
oder Betrieben betrachtet, sondern 
auch das persönliche und soziale 
Engagement der Bürger. Die Ergeb-
nisse zeigen: Nur wer der Bildung 
Priorität einräumt, macht erfolgreiche 
Bildungspolitik und schneidet in 
der Studie gut ab. Es bedarf einer 
entsprechenden Haushaltspolitik, 
aber auch einer Leistungs- und 
Werteorientierung, Wertschätzung 
für die Lehrkräfte sowie Kontinuität 
und Verlässlichkeit im System. Ge-
rade für diese Punkte stehen in der 
Bildungspolitik ausschließlich unions-
geführte Regierungen. Und genau 
deshalb herrscht in Sachen Bildung 
in Deutschland das schon berühmte 
Nord-Süd-Gefälle. Je tiefer man nach 
Süden reist, desto besser werden die 
Lernbedingungen.
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Landesgruppenvorsitzende in Generaldebatte 

Haushalt 2012 ist ein Vorbild für Europa
In der Generaldebatte zum Haushalt 2012 hat die Vorsitzende der CSU-Landesgruppe die Haushalts- und 
Wirtschaftspolitik der christlich-liberalen Koalition als vorbildlich in Europa herausgestellt. 

++++ Blick nach links ++++ Blick nach links  ++++

„Ein Blick auf die wirtschaftliche 
Entwicklung in unserem Land, auf 
die Beschäftigtenzahlen und auch 
auf die Entwicklung der öffentlichen 
Einnahmen und Ausgaben macht 
deutlich: Deutschland ist der Wachs-
tumsmotor, der Jobmotor in Europa. 
Deutschland ist im europäischen 
Vergleich, was die Staatsfinanzen 
betrifft, ein Hort der Stabilität und der 
Solidität. Deutschland ist Vorbild für 
viele andere Länder in Europa“, er-
klärte Gerda Hasselfeldt in ihrer Rede. 

Den Menschen im Land gebührt 
der Dank

Die CSU-Landesgruppenvorsitzen-
de dankte für diesen Erfolg vor allem 
den Bürgern im Land: „Wir haben 
dies den Menschen in unserem Land 
zu verdanken: den Unternehmern, 
den Arbeitnehmern und denen, die 
in den Tarifverhandlungen verant-
wortungsvoll entschieden haben. Die 
Regierung lässt ihnen die Freiheit und 
auch die Früchte ihrer Arbeit.“ Es sei 
gut, dass gerade in dieser Zeit eine 
bürgerlich-christlich-liberale Regie-
rung in der Verantwortung ist. 

Es sei außerdem eine Tatsache, 
dass die Defizitgrenze, die im eu-
ropäischen Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt vereinbart wurde, trotz 
der Krise, die vor einigen Jahren zu 
bewältigen war, wieder eingehalten 
werde. „Tatsache ist auch, dass wir 
voraussichtlich schon vor 2016 die 
mit der Schuldenbremse vereinbar-
ten Grenzwerte einhalten werden. 
Das ist eine Bilanz, die sich sehen 
lassen kann. Diese muss man mit 
dem vergleichen, was Sie uns nach 
Ihrer Regierungszeit hinterlassen 
haben“, erklärte Gerda Hasselfeldt 
mit Blick auf die Opposition vor dem 
Deutschen Bundestag.

Euro-Bonds lösen die Schulden-
krise nicht

Den derzeit auf europäischer 
Ebene diskutierten gemeinsamen 
europäischen Schuldscheinen, den 
so genannten Euro-Bonds, erteilte sie 
eine deutliche Absage. „Die Krise wird 

nicht dadurch gelöst, dass die Noten-
banken unbegrenzt öffentliche Anlei-
hen aufkaufen. Sie wird auch nicht 
dadurch gelöst, dass Euro-Bonds 
aufgelegt werden, dass die Schulden 
vergemeinschaftet werden.“

Unterstrichen hat die Landesgrup-
penvorsitzende auch die Notwendig-
keit der Erhöhung der Investitionen in 
Bildung und Forschung und die Infra-
struktur sowie die Notwendigkeit der 

Einführung des Betreuungsgeldes. 
Zudem sei die Bekämpfung der kalten 
Progression ein wichtiger Impuls des 
Haushaltes 2012.

Kalte Progression: Bürger müs-
sen etwas zurückbekommen

„Durch die kalte Progression wird 
nichts anderes bewirkt als eine heim-
liche staatliche Ausbeutung der Lohn- 
und Einkommensteuerzahler. Die kalte 
Progression führt nämlich dazu – das 
ist Folge des Zusammenwirkens von 
Progression und Inflation – dass bei 
denen, die arbeiten, die Geld verdie-
nen, bei denen eine Lohnerhöhung 
mehr als notwendig und gerecht 
wäre, vom Staat abkassiert wird. Ge-
nau das soll korrigiert werden. Das ist 
ein Akt der sozialen Gerechtigkeit. Das 
ist ein Akt der Steuergerechtigkeit. 
Nichts anderes.“ Der Haushalt sei 
geprägt von Solidität und Stabilität 
der öffentlichen Finanzen, gebe die 
richtigen Wachstumsimpulse und 
bewahre die soziale Balance.

© Deutscher Bundestag/Lichtblick/Achim Melde

Sozis und Geld

Kräftigen Applaus von der Unions-
fraktion gab es am Mittwoch für den 
SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel 
– ungewöhnlich, aber durchaus ver-
dient! Denn als es um die wirtschaft-
liche Lage hierzulande ging, musste 
sogar er eingestehen: „Deutschland 
geht es so gut wie lange nicht.“ Sein 
anschließender Vorwurf, die Bundes-
regierung hätte die Neuverschuldung 
noch stärker senken können, hat die 
– für ihn – peinliche Situation dann 
auch nicht mehr gerettet. Zur Erinne-
rung am Rande: Vor einem knappen 
dreiviertel Jahr haben die nordrhein-
westfälischen Verfassungsrichter der 
SPD-geführten Minderheitsregierung 
in Düsseldorf ihre Haushaltspolitik um 
die Ohren gehauen. Ob Gabriel oder 
Kraft – gültig bleibt Adenauer: Das 
Einzige, was die Sozis von Geld ver-
stehen, ist, dass sie es von anderen 
haben wollen.

Piraten und Drogen

Die Piratenpartei hat eine schwere 
Zeit, doch wäre Mitleid fehl am 
Platze. Sie geben wirklich alles, um 
sämtliche Fettnäpfe zu treffen. So 
wird zurzeit eine mögliche Unter-
wanderung der NRW-Piraten durch 
Scientology diskutiert. Im Berliner Ab-
geordnetenhaus wollten zwei Piraten-
Abgeordnete ihre Lebenspartner als 
Mitarbeiter einstellen – freundlich fi-
nanziert vom Steuerzahler! Der Gipfel 
aber war ein Foto, das einen Berliner 
Piraten beim „Schnupfen“ eines 
weißen Pulvers durch ein Papierrohr 
zeigte. Ein Scherz fürs Internet, so 
die Ausrede. Oder doch Programm? 
Schließlich fordern die Piraten die 
Einführung eines Schulfaches mit 
dem Titel „Rauschkunde“. Früher 
sind Piraten ganz weit raus aufs Meer 
gefahren und dann am Horizont ver-
schwunden. Das wäre heute auch 
eine gute Idee.
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Auslandseinsätze sollen verlängert werden

Bundeswehr wird vor Somalia und im Mittelmeer gebraucht
Die christlich-liberale Koalition nimmt die weltpolitische Verantwortung Deutschlands wahr und hat in dieser 
Woche die Verlängerung der Auslandseinsätze der Bundeswehr am Horn von Afrika sowie im Mittelmeer in 
erster Lesung auf den Weg gebracht. Die in den Operationen Atalanta und Active Endeavour eingesetzten Sol-
daten kämpfen gegen den Terrorismus und für Humanität. Sie sichern gleichzeitig auch die im wirtschaftlichen 
Interesse Deutschlands liegenden freien Seewege. Zwei Einsätze, die auch die Notwendigkeit unterstreichen, 
den von der Koalition eingeschlagenen Weg der Neuausrichtung der Bundeswehr konsequent fortzuführen.

Club 27

Bürgerliche Fraktionen aus ganz 
Europa zu Gast
Erstmals konnte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion jetzt den jährlich ein-
mal stattfindenden „Club 27“ im Deutschen Bundestag begrüßen. Der Club 
führt die Fraktionsvorsitzenden aus der Familie der Europäischen Volks-
partei in den nationalen Parlamenten der Europäischen Union zusammen. 

Die Operationen Atalanta und 
Active Endeavour sollen beide bis 
Dezember 2012 verlängert werden. 
Mit der Operation Atalanta zur Be-
kämpfung der Piraterie am Horn von 
Afrika, bei der Deutschland einen der 
größten militärischen Beiträge leistet, 
haben die beteiligten Kampfschiffe  
bislang über 120 Schiffstransporte 
des Welternährungsprogramms in 
ihre somalischen Zielhäfen begleiten 
können. Damit hat Atalanta dafür 
gesorgt, dass über 700.000 Tonnen 
Nahrungsmittel und wichtige weitere 
Hilfsgüter Somalia erreicht haben. 
Hilfsgüter auf dem Seeweg zu liefern 
ist unersetzlich für die Versorgung 
der insgesamt vier Millionen notlei-
denden Menschen in Somalia, einem 
der weltweit größten humanitären 
Krisengebiete. Die christlich-liberale 
Koalition und die 1.400 deutschen 

Soldaten des Atalanta-Einsatzes 
nehmen dort die weltpolitische Ver-
antwortung Deutschlands wahr. 

Atalanta sichert aber auch die Frei-
heit der Meere in dieser von aktiver 
Piraterie besonders betroffenen Re-
gion. Die Sicherung der Seewege ist 
von strategischer Bedeutung. Europa 
und natürlich auch Deutschland sind 
auf den freien Fluss globaler Handels-
ströme zwingend angewiesen: Durch 
das Seegebiet vor Somalia, vor allem 
durch den Golf von Aden, führt die 
wichtigste Handelsroute zwischen 
Europa, der arabischen Halbinsel und 
Asien. Es gibt am Horn von Afrika bis 
zu 30.000 Schiffspassagen jährlich, 
davon ungefähr 3.000 unter deut-
scher Flagge. Die Koalition ist deshalb 
der Überzeugung, dass der Schutz 
dieser Schiffe und ihrer Besatzungen 

eine wichtige Aufgabe internationaler 
Sicherheitspolitik ist und im unmittel-
baren deutschen Interesse liegt.  

Auch die deutsche Beteiligung 
an der NATO-Operation „Active 
Endeavour“  soll bis 2012 verlängert 
werden. Die maximal 700 in diesem 
Einsatz befindlichen Soldaten sorgen 
dort für Schutz und Abschreckung vor 
möglicher terroristischer Aktivität im 
Mittelmeerraum und tragen zur Ver-
teidigung und aktiven Bekämpfung 
möglicher terroristischer Aktivitäten 
bei. Damit leistet Deutschland auch 
dort einen Beitrag zur maritimem 
Sicherheit. Die umfassende Bekämp-
fung des internationalen Terrorismus 
bleibt nach Überzeugung der christ-
lich-liberalen Koalition weiterhin eine  
der zentralen Herausforderungen für 
die internationale Gemeinschaft. 

Wirtschaftswachstum

Euro-Zone vor 
Flaute bewahrt
Deutschland hat mit seinem Wirt-
schaftswachstum im vergangenen 
Quartal die Euro-Zone vor einer 
Stagnation bewahrt. 

Haushaltsdisziplin und Struktur-
reformen sind nach Auffassung der 
Fraktionsvorsitzenden, die der Familie 
der Europäischen Volkspartei ange-
hören, der Schlüssel für die Lösung 
der Schuldenkrise in Europa. Auf Ein-
ladung der Unionsfraktion trafen sich 
die 27 Fraktionschefs vergangene 
Woche in Berlin, um sich über die 
aktuellen europapolitischen Themen 
aus Sicht der Parlamente der EU-
Mitgliedstaaten auszutauschen. Beim 
mittlerweile fünften Treffen des „Club 
27“ beschäftigten sich die Teilnehmer 
auch mit der Rolle Europas in der 
Weltwirtschaft und mit den Demo-
kratiebestrebungen in Nordafrika. 

Die Bundeskanzlerin unterstrich 
bei dem Treffen, dass die Antwort 
auf die gegenwärtigen Herausforde-
rungen nur mehr Europa und nicht 
weniger Europa heißen könne. Sie 
ermutigte die Teilnehmer nachdrück-
lich zu begrenzten Änderungen der 
Europäischen Verträge – nicht zuletzt, 
um die EU davor zu schützen, von 
den Märkten erpresst zu werden. Die 
Verbindlichkeit der Regelungen der 
Euro-Zone müsse erhöht werden, 
etwa indem Klageverfahren vor dem 
EuGH ermöglicht werden, um die 
Bestimmungen des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes durchzusetzen, so 
die Bundeskanzlerin.

Laut Eurostat legte das Brutto-
inlandsprodukt der Euro-Zone von 
Juli bis September um 0,2 Prozent 
gegenüber dem Vorquartal zu. Die 
deutsche Wirtschaft zog diesen Wert 
mit einem Wachstumsplus von 0,5 
Prozent gegenüber dem Vorquartal 
deutlich nach oben. Alleine Estland, 
das seit Anfang dieses Jahres eben-
falls den Euro hat, konnte noch ein 
höheres Wachstum aufweisen.  Auch 
Frankreich hat mit 0,4 Prozent noch 
einen guten Wert erreicht. Dagegen 
schrumpfte die Wirtschaftsleistung 
in Spanien, Zypern, Portugal und den 
Niederlanden. Aus Griechenland und 
Italien liegen noch keine Zahlen vor. 


